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31. Ich beſtimme, daß die durch Bundesrats⸗ 
beſchluß feſigeſetzte „Deutſche Arzneitaxe 1907“ mit 
dem 1. Januar 1907 für das Königreich Preußen 
in Kraft tritt. 

Die amtliche Ausgabe der Arzneitaxe iſt im 

Verlage der Weidmaunſchen Buchhandlung in Ber⸗ 
lin SW. 12, Zimmerſtraße 94, erſchienen und im 
Buchhandel zum Ladenpreiſe von 1 Mark 20 Pf. 
für ein in Leinen gebundenes Exemplar zu beziehen. 

Ueberſchreitungen der Taxe unterliegen der 
Beſtrafung nach § 148 Ziffer 8 der Gewerbeord⸗ 
nung für das Deutsche Reich (in der Faſſung vom 
26. Juli 1900 — R. G.⸗Bl. S. 871 fg. —). 

Berlin, den 29. Dezember 1906. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 

Medizinalangelegenheiten. 
von Studt. 

Bekanntmachung der Hauptverwaltung 

der Staatsſchulden. 

32 Die Zinsſcheine Reihe VI Nr. 1 bis 20 
zu den 3½ prozentigen Priorilätsobligationen 
II. Serie der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn über 
die Zinſen für die Zeit vom 1. Januar 1907 bis 
31. Dezember 1916 nebſt den Erneuerungsſcheinen 
für die folgende Reihe werden vom 2. Januar 1907 
ab von der Kontrolle der Staatspapiere in Berlin 
S.-W. 68, Oranienſtraße 92 94, werktäglich von 
9 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags, mit Aus⸗ 
nahme der drei letzten Geſchäftstage jedes Monats, 
ausgereicht werden. 

Die Zinsſcheine find entweder bei der Kontrolle 
der Staatspapiere am Schalter in Empfang zu 
nehmen oder durch die Regierungs⸗Hauptkaſſen, ſowie 
in Frankfurt a. M. durch die Kreiskaſſe zu beziehen. 
Wer die Zinsſcheine bei der Kontrolle der Staats⸗ 
paplere zu empfangen wünſcht, hat perſönlich oder 


durch einen Beauftragten die zur Abhebung der 
neuen Reihe berechtigenden Erneuerungsſcheine 
(Zinsſcheinanweiſungen) der genannten Kontrolle mit 
einem Verzeichnis zu übergeben, zu welchem Formulare 
ebenda und in Hamburg bei dem Kaiſerlichen Poſt⸗ 
amt Nr. 1 unentgeltlich zu haben ſind. 

Wer die Zinsſcheine durch eine der oben ge: 
nannten Provinzialkaſſen beziehen will, hat dieſer 
Kaſſe die Erneuerungsſcheine mit einem doppelten 
Verzeichnis einzureichen. Das eine Verzeichnis wird, 
mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſogleich 
zurückgegeben und iſt bei Anshändigung der Zins⸗ 
ſcheine wieder abzuliefern, Formulare zu dieſem 
Verzeichnis ſind bei den Provinzialkaſſen und den 
von den Königlichen Regierungen in den Amts⸗ 
blättern zu bezeichnenden ſonſtigen Kaſſen unentgeltlich 
zu haben. 

Der Einreichung der Prioritäts⸗Obligationen 
bedarf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden ge⸗ 
kommen ſind; in dieſem Falle ſind die Obligationen 
an die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine 
der genannten Provinzialkaſſen mittels beſonderer 
Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 14. Dezember 1906. 

Hauptverwaltung der Staateſchulden. 
von Bitter. 
Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗ 
Präſidenten der Provinz Brandenburg. 
33. Satzung 
der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Luckau. 
Inhaltsangabe. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Name, Sitz, Zweck § 1. 
Gewährleiſtung § 2. 
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II. Verwaltung der Kaffe. 
Vorſtand 88 3—8. 
Kaſſenbeamte §8 9, 10. 
III. Geſchäftsbetrieb. 
Annahme der Einlagen § 11. 
Sparbücher 88 12, 13. 
Rückzahlung der Einlagen 88 14, 15. 
Geſperrte Sparbücher § 16. 
Uebertragbarkeit der Spareinlagen $ 17. 
Verzinſung der Einlagen 88 18, 19. 
Verkehr durch die Poſt § 20. 
Verfahren bei Verluſt eines Sparkaſſenbuches § 21. 
IV. Anlegung der verfügbaren Gelder. 
Allgemeines § 22. 
Hypotheken und Grundſchulden § 23. 
Wertpapiere 8 24. 
Darlehen gegen Bürgſchaft § 25. 
Darlehen gegen Unterpfand § 26. 
Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände § 27. 
Darlehen an Genoſſenſchaften § 28. 
Zeitweilige Belegung der Barbeſtände § 29. 
Darlehen an Mitglieder des Vorſtandes und Be⸗ 
amte der Kaſſe § 30. 
Aufbewahrung der Wertpapiere § 31. 
Anleihen § 32. 
Jahresabſchlüſſe, Ueberſchüſſe, Kursrücklagefonds, 
Reſervefonds, Ueberſchußfonds § 33. 
V. Schlußbeſtimmungen. 88 34— 87. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Name, Sitz und Zweck. 
5 1 


8 J. 

(1) Die im Jahre 1906 von der Stadt⸗ 
gemeinde Luckau gegründete Sparkaſſe führt den 
Namen: Städtiſche Sparkaſſe zu Luckau, bedient 
ſich eines Siegels mit der gleichen Bezeichnung 
und hat ihren Sitz in Luckau. 

(2) Sie hat den Zweck, zur ſicheren verzins⸗ 
lichen Anlegung von Erſparniſſen und zur Erlangung 
von Darlehen Gelegenheit zu geben. 

Gewährleiſtung. 
2 


Die Sparkaſſe iſt eine öffentliche Gemeinde⸗ 
anſtalt. Ihre Beſtände dürſen nicht mit anderen 
Beſtänden vermiſcht werden. Für ihre VPerpflich⸗ 
tungen haftet die Stadtgemeinde Luckau. 

II. Verwaltung der Kaſſe. 
Vorſtand. 


8 3. 

(1) Die Verwaltung der Kaſſe wird durch 
einen Vorſtand geführt, welcher aus dem Bürger⸗ 
meiſter als Vorſitzenden, 2 von dieſem aus der 
Zahl der ſtimmfaͤhigen Bürger zu ernennenden und 
3 von der Stadtveroronetenverſammlung auf 6 Jahre 
aus ihrer Mitte oder aus der Zahl der ſtimm⸗ 
fähigen Bürger zu erwählenden Mitgliedern beſteht. 
Der Bürgermeiſter wird in Behinderungsfällen von 


ſeinem Vertreter in den ſonſtigen Dienſtgeſchäften 
vertreten. 

(2) Der Vorſitzende und die Mitglieder des 
Vorſtandes verwalten ihr Amt unentgeltlich, haben 
jedoch Anſpruch auf Reiſekoſten und Tagegelder 
nach den etwa beſtehenden örtlichen Vorſchriften. 
Die Gemeindebehörden können einem rechtskundigen 
Beiſitzer für ſeine beſonderen Mühewaltungen eine 
im voraus feſt zu beſtimmende laufende Vergütung 
bewilligen. 


8 4. 

Der Vorſtand vertritt die Sparkaſſe bei allen 
gerichtlichen und außergerichtlichen Geſchäften. 

Der Vorſtand iſt befugt, ſich nicht nur in 
einzelnen Fällen durch andere Perſonen vertreten zu 
laſſen, ſondern auch gewiſſe, häufig wiederkehrende 
Geſchäfte einem einzelnen ſeiner Mitglieder zu über⸗ 
tragen. 


8 5. 

(1) Der Vorſitzende führt die laufenden Ge⸗ 
ſchäfte, bereitet die Beſchlüſſe des Vorſtandes vor 
und trägt für ihre Ausführung Sorge. 

(2) Er vertritt den Vorſtand nach außen, ver⸗ 
handelt in deſſen Namen mit Behörden und Privat⸗ 
perſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke namens des Vorſtandes. 

(3) Urkunden, welche die Sparkaſſe verpflichten 
ſollen, müſſen von dem Vorſitzenden und 2 Bei⸗ 
ſitzern vollzogen und mit Siegel oder Stempel ver⸗ 
ſehen ſein. 8 

(1) Der Vorſtand verſammelt ſich nach Bedarf 
auf beſondere Einladung des Vorſitzenden. 

(2) Der Vorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe nach 
Stimmenmehrheit und kann nur beſchließen, wenn 
außer dem Vorſitzenden zwei Mitglieder beiſammen 
ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. Die Beſchlüſſe des Vorſtandes 
ſind ſchriftlich niederzulegen. 

7 


(1) Die Sparkaſſe iſt monatlich an demſelben 
Tage, an welchem die Kämmereikaſſe revidtert 
wird, vom Vorſtande zu revidieren. Es kann auch 
eine beſondere Reviſionskommiſſion hiermit beauftragt 
werden. 

(2) Mindeſtens einmal im Jahre hat der Vor⸗ 
ſtand eine auch die Sicherheit der Wertpapiere, 
Hypotheken und Bürgſchaften umfaſſende außer⸗ 
ordentliche Reviſtion der geſamten Beſtände der 
Sparkaſſe vorzunehmen. Das darüber aufzu⸗ 
nehmende Protokoll iſt dem Magiſtrat vorzulegen. 
Dieſer iſt befugt, ein oder zwei ſeiner Mitglieder 
dem Vorſtande zu der außerordentlichen Reviſion 
beizuordnen, auch iſt er berechtigt, ſeinerſeits außer: 
ordentliche Prüfungen der Kaſſe vorzunehmen 

Rechnungslegung. 
8 


8 5 
(1) Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 


Am Schluſſe des Rechnungsjahres hat die Kaffe die 
Sparkonten abzuſchließen und die Jahresrechnung 
binnen zwei Monaten dem Vorſtande einzureichen, 
der ſie nach vorgenommener Prüfung der Stadt⸗ 
verordnetenvrerſammlung zur Beſchlußfaſſung über 
die Entlaſtung vorzulegen hat. 

(2) Das Ergebnis der Jahresrechnung wird 
öffentlich bekannt gemacht. 

(3) Ein Auszug aus den Kaſſenbüchern, 
welcher das Guthaben jedes Sparers (nach Num⸗ 
mern, nicht nach Namen) am Schluſſe des Rech⸗ 
nungsjahres nachweiſt, iſt nach Abſchluß der Jahres⸗ 
rechnung in der Sparkaſſe zur Einſicht für die 
Sparer auszulegen. Auch iſt jedem Sparer geſtattet, 
ſich jeder Zeit von der Uebereinſtimmung ſeines 
Sparbuches mit dem entſprechenden Konto des Kaſſen⸗ 
buches durch Einſicht des letzteren zu überzeugen. 

Kaſſenbeamte. 


5 

(1) Zur Beſorgung der Kaſſengeſchäfte muß 
mindeſtens ein Kaſſenführer und ein Gegenbuch⸗ 
führer angeſtellt werden. 

(2) Der Kaſſenführer iſt als Beamter der 
Stabt anzuſtellen. Ueber die von ihm zu leiſtende 
Sicherheit beſchließen die ſtädtiſchen Körperſchaften. 
Auf die Anſtellung dieſes Beamten, die Beſoldung, 
die Witwen⸗ und Waifenverforgung finden die für 
die Kommunalbeamten geltenden Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 30. Juli 1899 (G.⸗S. S. 141) und 
eines etwa erlaſſenen Ortsſtatuts Anwendung. Die 
Namen des Kaſſenführers und des Gegenbuchführers 
werden öffentlich bekannt 10 

1 


(1) Alle Quittungen über eingehende Zah⸗ 
lungen, ſowie alle Eintragungen in die Sparbücher 
ſind vom Kaſſenführer und Gegenbuchführer gemein⸗ 
ſchaftlich zu vollziehen. Die Namen der zur 
Quittungsleiſtung berechtigten Kaſſenbeamten ſind 
im Kaſſenlokal auszuhängen. 

(2) Im übrigen wird die Geſchäftsführung 
der Beamten durch eine vom Magiſtrat zu erlaſſende 
Geſchäftsanweiſung geregelt. 

(3) Alle bei der Kaſſenverwaltung und den 
Kaſſenreviſionen beteiligten Perſonen find zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit verpflichtet. 

III. Geſchäftsbetrieb. 
Annahme der Einlagen. 
1 


(1) Von der Sparkaſſe werden Einlagen von 
1 Mark bis zu 5000 Mark angenommen. 

(2) Höhere Einlagen auf ein Buch ſind nur 
mit Genehmigung des Vorſtandes zuläſſig. Es 
können für ſolche Einlagen ein beſonderer Zinsfuß 
und beſondere Kündigungsbedingungen vereinbart 
werden. 

Sparbücher. 
12 


8 12. 
(1) Jeder Einleger erhält ein auf Namen 


lautendes, nach Vorſchrift des § 5 zu vollziehendes 
Sparbuch, welchem ein Abdruck der Satzung und 
eine Zinsberechnungstabelle beigefügt iſt. 

(2) Bei allen Einzahlungen und Abhebungen 
iſt das Sparbuch vorzulegen. 

(3) Die aufgelaufenen Zinſen werden im Spar⸗ 
buche bei Gelegenheit einer neuen Einzahlung oder 
Abhebung von Spargeldern zugeſchrieben. Den 
Sparern ſteht es jedoch frei, das Sparbuch alljähr⸗ 
lich nach Schluß des Rechnungsjahres zur Ein⸗ 
tragung der Zinſen vorzulegen. 

(4) Eintragungen in die Sparbücher find für 
die Sparkaſſe nur verbindlich, wenn ſie vom Kaſſen⸗ 
führer und vom Gegenbuchführer vollzogen ſind. 

(5) Bei völliger Rückzahlung der Einlage iſt 
das Sparbuch quittiert als Belag zurückzugeben, 
115 eine Gebühr von 30 Pfennigen dafür zu ent⸗ 
richten. 


8 13. 

Die Sparbücher und die Konten der Spar⸗ 
kaſſe werden unter fortlaufender Nummer geführt. 
Erloſchene Konten können wiederbelegt werden. 

Rückzahlung = Einlagen. 
1 


(1) Die Sparkaſſe iſt berechtigt aber nicht 
verpflichtet, jedem Inhaber des Sparbuches gegen 
deſſen Vorzeigung oder Rückgabe den Betrag, auf“ 
den es lautet, teilweiſe oder ganz auszuzahlen, ohne 
dem Einleger oder deſſen Rechtsnachfolger zur Ge⸗ 
währleiſtung verpflichtet zu ſein, wenn nicht vor 
der Auszahlung ein Einſpruch dagegen angebracht 
und in die Bücher der Kaſſe eingetragen worden iſt. 

(2) Ein ſolcher Einſpruch wird wirkungslos, 
wenn er nicht, abgeſehen von der Geltendmachung 
durch eine öffentliche Behörde, binnen 4 Wochen 
nach feiner Erhebung gemäß den 88 916ff. der 
Zivilprozeßordnung durch Zuſtellung einer Arreſt⸗ 
oder einſtweiligen Verfügung oder durch Vorlegung 
eines rechtskräftigen Urteils wiederholt worden ift. 

(3) Der Sparer kann verlangen, daß die 
Kaſſe nur an eine von ihm bezeichnete Perſon oder 
deren Rechtsnachfolger zahlt. In dieſem Falle iſt 
bei dem betreffenden Konto und im Sparbuche ein 
entſprechender Vermerk zu machen. 

(4) Sparbücher über Mündelgelder ſind als 
ſolche auf dem Buche und auf dem Konto zu be⸗ 
zeichnen; zu Abhebungen iſt, abgeſehen von Zins⸗ 
erhebungen, die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundſchaftsgerichtes beizubringen. Der 
Nachweis der Genehmigung durch den Gegenvor⸗ 
mund oder das Vormundſchaftsgericht iſt nicht er⸗ 
forderlich, wenn der Vormund oder Pfleger ſeine 
Befreiung hiervon auf Grund der 88 1852, 1855, 
1903, 1904 oder 1917 11 nachweiſt. 

8 15. 

(1) Soweit der Stand der Kaſſe es erlaubt, 
werden die von den Einlegern zurückgefor derten 
Summen ſofort bezahlt. Zur ſofortigen Zahlung 

8˙* 
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iſt die Kaſſe aber nur bei Beträgen bis zu 300 
Mark verpflichtet. Im übrigen erfolgt die Rück⸗ 
gewähr von Einlagen 

von 301 Mark bis 600 Mark 4 Wochen 

von 601 Mark bis 1000 Mark 2 Monate 

von 1001 Mark 3 Monate 

über — Mark — Monate 

nach erfolgter Kündigung. Kündigungen werden 
als ungeſchehen betrachtet, wenn der Berechtigte 
binnen 8 Tagen vom Auszahlungstage ab das 
Geld nicht erhebt Der Vorſtand iſt berechtigt, bei 
Nichtabhebung des Geldes am Auszahlungstage die 
Verzinſung für den laufenden Monat einzuſtellen. 

(2) Vor Ablauf der Rückzahlungsfriſt nach er⸗ 
folgter Kündigung iſt der Einleger ſelbſt dann nicht 
zu weiteren Kündigungen berechtigt, wenn die Kaſſe 
etwa den erſten Betrag vor Ablauf der Kündigungs⸗ 
friſt gezahlt hat. 

Geſperrte . 
1 


(1) Auf Antrag kann ein Sparbuch bis zu 
einem beſtimmten Termin oder bis zum Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes dadurch geſperrt wer⸗ 
den, daß vom Kaſſenführer und Gegenbuchführer 
ein Sperrvermerk in das Sparbuch eingetragen 
wird. Die Sperrung hat die Wirkung, daß die 
Sparkaſſe das Guthaben nur nach Maßgabe dieſes 
Vermerks auszahlen darf. Vorzeitig darf der Sperr⸗ 
vermerk nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung des 
Vorſtandes aufgehoben werden. 

Uebertragbarkeit 17 Spareinlagen. 

1 


Die Sparkaſſe kann mit anderen öffentlichen 
Sparkaſſen Uebereinkommen treffen, wonach auf 
Wunſch eines Sparers deſſen Guthaben auf eine 
andere Sparkaſſe ohne Unterbrechung der Verzinſung 
überwieſen werden kann. Die näheren Feſtſetzungen 
über das Verfahren und die Koſten u. ſ. w. trifft 
der Vorſtand. 

Verzinſung der Einlagen. 
18 


(1) Von ſämtlichen Einlagen wird jede volle 
Mark mit 3%, %, verzinft. Beträge unter einer 
Mark werden nicht verzinſt. 

(2) Die ſtädtiſchen Körperſchaften ſind ermäch⸗ 
tigt, den Zinsfuß bis auf 5% zu erhöhen oder bis 
zu 3 %% zu ermäßigen. Jede Ermäßigung bedarf 
der Genehmigung des Oberpräſidenten. 

(3) Jede Veränderung des Zinsfußes iſt ge⸗ 
mäß § 36 zweimal in einem Zeitraum von zwei 
Wochen öffentlich bekannt zu machen und tritt 
früheſtens einen Monat nach der zweiten Bekannt⸗ 
machung in Krfat. Eine Herabſetzung des Zins⸗ 
fußes darf ſich niemals auf die Vergangenheit er⸗ 
ſtrecken. 

(4) Die Zinſen werden für Einlagen, die in 
der Zeit vom 1. bis 15. einſchließlich eines 
Monats eingezahlt werden, vom 16. desſelben 


Monats, für Einlagen, die nach dem 15. eines 
Monats erfolgen, von dem erſten Tage des folgen⸗ 
den Monats ab berechnet. Ebenſo werden bei Rück⸗ 
zahlungen, ſie mögen das ganze Guthaben oder 
nur einen Teilbetrag umfaſſen, die Zinſen für die 
in der Zeit vom 1. bis 15. eines Monats abge⸗ 
hobenen Summen nur bis zum Schluſſe des vor⸗ 
aufgegangenen Monats, für die in der Zeit vom 
16. bis zum Ende des Monats abgehobenen 
Summen nur bis zum 15. einſchließlich desſelben 
Monats berechnet. 

(5) Die ſtädtiſchen Körperſchaften ſind ermäch⸗ 
tigt, die vorſtehend genannten Friſten anderweit feſt⸗ 
zuſetzen. 

8 19. 

(1) Am Schluſſe des Rechnungsjahres werden 
die Zinſen den Einlagen zugeſchrieben und von da 
ab mit verzinſt. 

(2) Meldet ſich ein Berechtigter innerhalb 
30 Jahren ſeit der letzten Vorzeigung des Spar⸗ 
buchs nicht bei der Sparkaſſe, ſo hört mit dem Ab⸗ 
lauf dieſer 30 Jahre die weitere Verzinſung ſeines 
Guthabens auf. 

(3) Sind 50 Jahre ſeit der letzten Einzahlung 
oder Rückzahlung verfloſſen, ſo kann nach vorauf⸗ 
gegangener Bekanntmachung das Guthaben der 
Stadt Luckau zur Verwendung für gemeinnützige 
Zwecke überwieſen werden. 

Verkehr durch die Poſt. 
20 


(1) Die Sparkaſſe iſt verpflichtet, durch die 
Poſt eingehende Geldzahlungen anzunehmen und 
auf Wunſch Rückzahlungen durch die Poſt auf 
Koſten des Sparers zu bewirken. 

(2) Eine Gewährleiſtung irgend einer Art 
aus dieſen Ueberſendungen übernimmt die Spar⸗ 
kaſſe nicht. 

Verfahren bei Verluſt eines Sparbuches. 
21 


Der Verluſt eines Sparbuches iſt der Spar⸗ 
kaſſe anzuzeigen, welche den Verluſt, ohne die Legi⸗ 
timation des Anzeigenden zu prüfen, in ihren 
Büchern vermerkt. Vermag der Verlierer die Ver⸗ 
nichtung des Sparbuches auf eine überzeugende 
Weiſe darzutun, ſo wird ihm auf Beſchluß des 
Vor ſtandes ein neues Buch auf Grund der Kaſſen⸗ 
bücher ausgefertigt. In allen übrigen Fällen muß 
das Sparbuch nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
aufgeboten und für kraftlos erklärt werden. 

IV. Anlegung der verfügbaren Gelder. 

n 


Die Gelder der Sparkaſſe werden zinsbar 


angelegt: 
1. in Hypotheken oder Grundſchulden 8 23. 
2. in Wertpapieren 8 24. 
3. in Darlehen gegen Bürgſchaft $ 25. 
4. in Darlehen gegen Unterpfand § 26. 


5. in Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände 
27 


6. in Darlehen an Genoſſenſchaften § 28. 
7. vorübergehend bei öffentlichen Banken § 29. 
Hypotheken und Grundſchulden. 


23. 

(1) Gegen S a oder Grundſchuld können 
Grundſtücke innerhalb des Garantieverbandes und 
der Kreiſe Luckau, Jüterbog — Luckenwalde, Lübben, 
Calau und Schweinitz beliehen werden, ſobald ſie 
genügende Sicherheit bieten. Genügende Sicher: 
heit wird angenommen, wenn die Forderung ſich 
bewegt: 

a) innerhalb des 22½ fachen Grundſteuerrein⸗ 
ertrages und des 12½ fachen Gebäudeſteuer⸗ 
nutzungswertes. 

b) bei land⸗ und forſiwirtſchaftlich genutzten Grund⸗ 
ſtücken innerhalb zwei Dritteln, bei Haus⸗ 
grundſtücken innerhalb der erſten Hälfte des 
durch Tape feſtgeſtellten Wertes. 

(2) Als Taxen im Siune des Buchſtaben b 
gelten nur ſolche, welche entweder 

1. den Vorſchriften des Art. 73 8 1 Abſ. 2 des 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche vom 20. September 1899 entſprechen, 
oder 

2. von einer öffentlichen Feuerſozietät aufgenom⸗ 
men ſind, oder 

3. durch zwei vom Magiſtrat beſtimmte und ge⸗ 
richtlich vereidigte Taxatoren abgegeben ſind. 
Bei Beleihungen von Grundſtücken, die nicht 
im Bezirke des Garantieverbandes belegen ſind, 
kann der Vorſtand ſich auch der Taxatoren 
derjenigen Sparkaſſe bedienen, in deren Bezirk 
das zu beleihende Grundſtück liegt. 

(3) Es dürfen nicht beliehen werden: 

1. unbebaute Bauſtellen an nicht bebauungsfähigen 
Straßen. 

2. Grundſtücke und Gebäude, ſoweit deren Wert 
auf induſtrieller Nutzung beruht. 

3. Grundſtücke, die durch ihre Ausnutzung ver⸗ 
ſchlechtert werden (Lehm⸗, Ton⸗ oder Kies⸗ 
gruben, Torfſtiche u. ſ. w.). 

(4) Hypothekendarlehen können auch mit Til⸗ 
gungszwang gewährt werden. Die Bedingungen, 
unter denen ſolche Hypotheken ausgeliehen werden, 
werden vom Vorſtande feſtgeſetzt. 

Wertpapiere. 
8 24. 

(N) An Wertpapieren dürfen nur ſolche er⸗ 
worben werden, in denen Mündelgelder belegt wer⸗ 
den können (88 1807, 1808 B. G.⸗B. und Art. 74 
des Ausführungsgeſetzes zum B. G.⸗B. vom 20. Sep⸗ 
tember 1899). 

(2) Mindeſtens 25 der Geſamibeſtände der 
Sparkaſſe einſchließlich des Kursrücklage⸗ und Reſerve⸗ 
fonds müſſen in ſolchen Wertpapieren angelegt ſein, 
die zum Handel an der Berliner Börſe zugelaſſen 
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ſind und dort regelmäßig in größeren Poſten gehan⸗ 
delt werden. 
Darlehen gegen Bürgſchaft. 
25 


(1) Darlehen gegen Bürgſchaft werden auf 
Schuldſchein oder Wechſel gewährt, jedoch nur an 
Einwohner des Landkreiſes Luckau, wenn zwei als 
ſicher anerkannte Perſonen ſich für Kapital, Zinſen 
und Koſten ſelbſtſchuldneriſch verbürgen. 

(2) Derartige Darlehns⸗ und Bürgſchafts⸗ 
ſchulden ein und derſelben Perſon dürfen zuſammen 
die Summe von 5000 Mark nicht überſteigen. 
Sie dürfen nicht über 12 Monate laufen. Ver⸗ 
längerungen dieſer Darlehen ſollen nur ausnahms⸗ 
weiſe und in der Regel nur dann bewilligt werden, 
wenn eine Abzahlung von mindeſtens 10% der 
urſprünglichen Darlehnsſchuld geleiſtet wird. 

(3) Die Ausleihungen dieſer Art dürfen in 
ihrer Geſamtheit 10 % des Geſamteinlagebeſtandes 
der Sparkaſſe nicht überſteigen. 

(4) Wer die Kaſſe in die Lage verſetzt hat, 
einen Bürgen in Anſpruch nehmen zu müſſen, kann 
niemals wieder ein Bürgſchafisdarlehen aus der 
Kaſſe erhalten oder als Bürge aufireten. 

Darlehen ie ee 


(1) Darlehen werden auf Schuldſchein oder 
Wechſel gewährt gegen Verpfändung 

a) von Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefen mit 
der im § 23 verlangten Sicherheit oder 

b) von Wertpapieren der im § 24 bezeichneten 
Art, oder 

c) von Sparbüchern ſolcher öffentlichen Spar⸗ 
kaſſen, welche zur Anlegung von Mündelgeldern 
für geeignet erklärt ſind. 

(2) Wertpapiere dürfen nur bis zu / des 
Kurswerts, niemals aber über den Nennwert hin⸗ 
aus beliehen werden. Sinkt der Kurs, ſo iſt das 
Pfand entſprechend zu ergänzen oder das Darlehen 
ſofort zurückzuzahlen. 

(3) Sparbücher dürfen bis zu /10 des Nenn⸗ 
werts beliehen werden. Das Darlehn darf erſt 
ausgezahlt werden, wenn die Sparkaſſe, welche das 
Sparbuch ausgeſtellt hat, von der Verpfändung 
benachrichtigt iſt und den Empfang der Nachricht 
beſtätigt hat. 

Darlehen an n rechtliche Verbände 
27. 


(1) Darlehen an Kreiſe, Gemeinden (politiſche, 
Kirchen⸗ oder Schulgemeinden) und ſonſtige mit 
Körperſchaftsrechten ausgeſtattete öffentlich rechtliche 
Verbände des Deutſchen Reiches können gegen vor⸗ 
ſchriftsmäßige Schuldverſchreibungen mit Tilgungs⸗ 
zwang gewährt werden, ſofern die Anleihe ordnungs⸗ 
mäßig beſchloſſen und von der zuſtändigen Behörde 
genehmigt worden iſt. | 

(2) Darlehen folder Art dürfen insgeſamt 
50 v. H. des Geſamtbeſtandes der Sparkaſſe, die⸗ 
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jenigen an den eigenen Garantieverband allein 25 % 
nicht überſteigen. 

(3) Der Erwerb von Anleiheſcheinen, die vom 
Garantteverbande ausgegeben find, iſt der Hingabe 
von Darlehen an ihn gleich zu achten. 

Darlehen an a ka Ar 


Darlehen können gewährt werden an Genoſſen⸗ 
ſchaften mit unbeſchränkter Haft⸗ oder Nachſchuß⸗ 
pflicht, ſowie an Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Haftpflicht, jedoch unter Ausſchluß von Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften gemäß dem Miniſterialerlaſſe vom 31. Ok⸗ 
tober 1901. 

Zeitweilige Belegung der Barbeftände. 
29 


(1) Verfügbare Gelder können ohne Beſtellung 
einer Sicherheit vorübergehend hinterlegt werden bei 
der Reichsbank, einer Staatsbank oder einer ande⸗ 
ren durch Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten 
Bank, bei der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe oder bei einer ſonſtigen preußiſchen öffentlichen 
Bankanſtalt (Landesbank, landſchaftlichen, rltter⸗ 
ſchaftlichen Darlehnskaſſe) oder bei der Provinzial⸗ 
Hauptkaſſe, oder bei öffentlichen Sparkaſſen, welche 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt find. 

(2) Auch kann die Sparkaſſe in Scheckverkehr 
mit den vorbezeichneten Banken und Kaſſen treten. 
Das Scheckbuch iſt in gemeinſchaftlichem Verſchluſſe 
des Vorſitzenden oder eines Mitgliedes des Vor⸗ 
ſtandes und des Kaſſenführers aufzubewahren; die 
Schecks ſind durch den Vorſitzenden oder bei deſſen 
Behinderung durch ein Mitglied des Kuratoriums 
1 durch den Kaſſenführer gemeinſchaftlich zu voll⸗ 
ziehen. 

Darlehen an Mitglieder des Vorſtandes 
und Beamte der Kaſſe. 
8 30. 

() An die Mitglieder des Vorſtandes und 
die Beamten der Kaſſe dürfen Darlehen gegen 
Schuldſchein oder Wechſel nicht gegeben werden. 

Auch dürfen dieſe Perſonen nicht als Bürgen 
$ 25 angenommen werden. 

Aufbewahrung der Wertpapiere. 

al 


Die Wertbeſtände der Sparkaſſe find unter ge⸗ 
meinſchaftlichem Verſchluß von mindeſtens zwei Be⸗ 
amten der Kaſſe, die Wertpapiere getrennt von den 
zugehörigen Zinsſcheinen und Zinsanweiſungen auf⸗ 
zubewahren, oder bei den im § 29 genannten In⸗ 
ſtituten niederzulegen. 

Anleihen. 
8 32. 

(1) Für den Fall vorübergehenden Geldbedarfs 
if der Vorſtand ermächtigt, die erforderlichen Geld⸗ 
mittel durch Verpfändung von Hypotheken oder 
Wertpapieren zu beſchaffen. 

(2) Die Beſtände des Reſervefonds dürfen nur 
verpfändet werden, ſoweit es ſich um die Deckung 


der aus dem Reſervefonds zu beſtreitenden Ausgaben 
handelt. 

Jahresabſchlüſſe, Ueberſchüſſe, Kurs⸗ 
rücklagefonds, Reſervefonds, Ueberſchuß— 
fonds. 

8 33. 

(1) In den Jahresabſchluß ſind die kursfähi⸗ 
gen Wertpaplere zum Tageskurſe am letzten Tage 
des Rechnungsjahres, aber nicht über dem Ankaufs⸗ 
werte; die nicht kursfähigen Wertpapiere zum An⸗ 
kaufswerte, aber nicht über dem Nennwerte einzu⸗ 
ſtellen. 

(2) Zur Deckung etwaiger Ausfälle wird ein 
Kursrücklagefonds und ein Reſervefonds gebildet, 
deren Beſtände von den übrigen Sparkaſſenbeſtän⸗ 
den getrennt zu verwalten und zu buchen find. 

(3) Der Kursrüdlagefonds wird aus den Kurs⸗ 
gewinnen gebildet, die durch Verkauf oder Aus⸗ 
loſung von Inhaberpapieren entſtehen; er dient zur 
Deckung etwaiger Kursverluſte. Die von ihm auf⸗ 
kommenden Zinſen ſind ihm unverkürzt zuzuführen. 

(4) Zum Reſervefonds find die Jahresüberſchüſſe 
zu vereinnahmen, das heißt die Zinsüberſchüſſe, 
welche nach Bildung des Kursrücklagefonds und 
nach Beſtreitung der Verwaltungskoſten und der 
aus dem Kursrücklagefonds nicht gedeckten Ausfälle 
verbleiben. Die vom Reſervefonds aufkommenden 
Zinſen gehören nicht zu den Jahresüberſchüſſen, ſon⸗ 
dern werden dem Reſervefonds unverkürzt gut⸗ 
geſchrieben, bis dieſer 10% des Geſamtguthabens 
der Sparer zuzüglich der Sparerzinſen erreicht hat. 

(5) Sobald der Reſervefonds den Betrag von 
5% des Geſamtguthabens der Sparer zuzüglich 
der Sparerzinſen erreicht hat, können die Jahres⸗ 
überſchüſſe zur Hälfte, ſobald er 10 % erreicht hat, 
in ihrem vollen Betrage mit Genehmigung des 
Regierungspräſidenten zu gemeinnützigen Zwecken des 
Garantieverbandes verwendet werden. 

(6) Verfügbare Ueberſchüſſe, welche nicht ſofort 
verwendet werden ſollen, können mit Genehmigung 
des Regierungspräſidenten zu einem Ueberſchuß⸗ 
fonds angeſammelt werden. Die Verwendung der 
Beſtände des Ueberſchußfonds zu gemeinnützigen 
Zwecken des Garantieverbandes bleibt an die Ge⸗ 
nehmigung des Regierungspräſidenten gebunden und 
iſt nur zuläſſig, wenn und ſoweit Reſerve⸗ und 
Ueberſchußfonds zuſammen die in Abſatz 5 vor⸗ 
geſehenen Mindeſtbeträge erreicht haben. 

V. ungen. 


8 34. 

(1) Dieſe Satzung kann durch Beſchluß der 
ſtädtiſchen Körperſchaften mit Genehmigung des 
Ober⸗Präſidenten abgeändert werden. Die Abände⸗ 
rungen ſind öffentlich bekannt zu machen. In dieſer 
Bekanntmachung iſt ausdrücklich hervorzuheben, daß 
die Aenderungen mit einem beſtimmt zu bezeichnen⸗ 
den Tage in Kraft treten und von da ab auch für 
alle ſeitherigen Sparer Anwendung finden, welche 
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nicht vorher ihre Einlagen gemäß § 15 gekündigt 
haben würden. 


§ 85. 

(1) Die ſtädtiſchen Körperſchaften ſind ermäch⸗ 
tigt, die Aufhebung der Sparkaſſe zu beſchließen. 
Ein ſolcher Beſchluß bedarf der Genehmigung des 
Oberpräſidenten und iſt nach deren Erteilung dreimal 
in Zwiſchenräumen von je 3 Wochen bekannt zu 
machen, unter gleichzeitiger Aufkündigung der Gut⸗ 
haben zu einem beſtimmten Tage. Zwiſchen dieſem 
Tage und der erſten Bekanntmachung muß eine 
Friſt von mindeſtens 3 Monaten liegen. 

(2) Die Guthaben, welche infolge ſolcher 
Kündigung bis zu dem feſtgeſetzten Termine nicht 
zurückgenommen ſind, werden nicht weiter verzinſt, 
ſondern auf Gefahr und Koſten der Empfangs⸗ 
berechtigten hinterlegt. \ 

(3) Die Beſtände des Kursrücklagefonds, des 
Reſervefonds und des Ueberſchußfonds werden nach 
Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften mit Geneh⸗ 
migung des Regierungspräſidenten für gemeinnützige 
Zwecke zu Gunſten der 555 verwendet. 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Spar⸗ 
kaſſe erfolgen durch das Kreisblatt des Kreiſes 
Luckau. Erforderlichen Falles beſtimmt der Vor⸗ 
ſtand andere Zeitungen, in denen die öffentlichen Be⸗ 
kanntmachungen zu erſcheinen haben, und macht dies 
öffentlich bekamnt. 1 


Die vorſtehende Satzung tritt vier Wochen 

nach Verkündigung im Regierungs⸗Amtsblatt in Kraft. 
Luckau, den 14. März 1906. 
Der Magiſtrat. 


(L. S.) Schleſier. 
Die Stadtverordnetenverſammlung. 
N. Wehle. 


Die vorſtehende Satzung der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe zu Luckau vom 14. März 1906 wird hier⸗ 
durch mit der Maßgabe genehmigt, daß im § 23 
Abſatz 1 anſtatt der Worte: 

„welche dem Kreiſe Luckau angrenzen“ 
die Worte 

„Luckau, Jüterbog Luckenwalde, Lübben, Calau 

und Schweinitz“ 
geſetzt werden. 

Potsdam, den 6. Dezember 1906⸗ 

(L. S.) 
Der Oberpräſident. 
In Vertretung. 
Unterſchrift. 
O. P. 24 608. 
34. An Stelle des Provinziallandtagsabge⸗ 
ordneten, Bürgermeiſters Kuckert zu Granſee, 
welcher aus dem Kreiſe Ruppin verzogen iſt, iſt 
der Erſte Bürgermeiſter Warzecha zu Neu⸗Ruppin 


zum Provinziallandtagsabgeordneten des Kreiſes 
Ruppin gewählt wor en. 

Potsdam, den 8. Januar 1907. 

Der Oberpräſident. von Trott zu Solz. 
35. An Stelle des verſtorbenen Provinzialland⸗ 
tagsabgeordneten, Rittergulsbeſitzers Müller zu 
Nedlitz iſt der Rittergutsbeſitzer Frieſe zu Paaren a. W. 
zum Provinziallandtagsabgeordneten des Kreiſes 
Oſthavelland gewählt worden. 

Potsdam, den 8. Januar 1907. 

Der Oberpräſident. von Trott zu Solz. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
36. Der Herr Oberpräfident hat am 28. v. Mts. 
dem Verein Hoffnungsthal die Genehmigung erteilt, 
im Jahre 1907 in Berlin und der Provinz Branden⸗ 

burg eine einmalige Hauskollekte abzuhalten. 

Die mit der Ausführung der Sammlungen be⸗ 
auftragten Perſonen find mit orbnungsmäßigen, 
polizeilſch beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit pagi⸗ 
nierten und beglaubigten Sammelbüchern verſehen 
und haben ſich vor dem Beginne ihrer Tätigkeit 
unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zu melden. 

Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
37. Der Herr Oberpräſident hat am 28. v. Mts. 
der Bethabara⸗Stiftung die Genehmigung erteilt, 
in der Zeit vom 1. Januar bis Ende Dezember 1907 
in dem Landespolizeibezirk Berlin und in der Zeit 
vom 1. Januar bis Ende November 1907 in der 
Provinz Brandenburg eine Hauskollekte abzuhalten. 

Die mit der Ausführung der Sammlungen 
beauftragten Perſonen ſind mit ordnungsmäßigen, 
polizeilich beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit pagi⸗ 
nierten und beglaubigten Sammelbüchern verſehen 
und haben ſich vor dem Beginne ihrer Tätigkeit 
unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zu melden. 

Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
38. Der Herr Miniſter hat am 21. v. Mis. 
dem Komitee für den Luxuspferdemarkt in Marien⸗ 
burg die Erlaubnis erteilt, in Verbindung mit dem 
am 7. und 8. Mai d. Is. ſtattfindenden Pferde⸗ 
markte eine öffentlichen Verloſung von Pferden, 
Wagen und anderen Gegenſtänden zu veranſtalten 
und die Loſe in der ganzen Monarchie zu verbreiten. 

Es ſollen 160000 Looſe zu je 1 Mk. ausge⸗ 
geben werden und 2653 Gewinne im Geſamtwerte 
von 69000 Mk. zur Ausſpielung gelangen. 

Die Ziehung wird vorausſichtlich am 8. Mai 
1907 in Marienburg ſtattfinden. 

Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
39. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat am 21. v. Mts. dem Tabea⸗ 
verein in Frankfurt a. O. die Genehmigung erteilt, 
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Ende Februar 1907 zum Beſten der Armen und 
Kranken der dortigen Gertraud⸗Kirchengemeinde eine 
öffentliche Verloſung kleiner Gegenſtände nach Maß⸗ 
gabe des dargelegten Planes zu veranſtalten, wo⸗ 
nach 1500 Loſe zu je 25 Pfennig in Frankfurt a. O. 
und Umgegend ausgegeben und 450 Gewinne im 
eſamtwerte von 400 M. gezogen werden ſollen. 
Als Gewinne dürfen nicht ausgeſetzt werden: Bares 
Geld — unmittelnar oder mittelbar durch Zuſicherung 
der Zahlung des Wertes der Gewinne —, unbewegliche 
Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, Würfel, Tafeln, 
Kugeln, Blöcke und andere Gegenſtände von edlem 
Metall, bei denen der Wert der Bearbeitung nur 
nebenſächlich iſt und in keinem richtigen Verhältnis 
zu dem Metallwerte ſteht. Zahl und Preis der 


auszugebenden Loſe, das Abſatzgebiet der letzteren, 
Ort und Zeit der Verloſung, Anzahl und Geſamt⸗ 
wert der Gewinne müſſen auf den Loſen angegeben 
ſein. Außerdem muß jedes Los in hervortretender 
Schrift folgenden Vermerk enthalten: „Eine Aus⸗ 
zahlung der Gewinne in Geld iſt ausgeſchloſſen.“ 

Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
40. Tarif für die Benutzung des fiskaliſchen 
Hafens bei Landsberg a. W. vom 31. Oktober 1898 
(Amtsblatt 1898 S. 315) erhält in 8 4 Ziffer 3 
folgenden Zuſatz: „ehenfo die Boote von Ruder⸗ 
vereinen öffentlicher Schulen und Lehranſtalten“. 

Frankfurt a. O, den 9. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 


41. Nachweiſung der im 4. Quartal 1906 landesherrlich genehmigten Zuwendungen an juriſtiſche 
Perſonen im Regierungsbezirke Frankfurt a. O. 
Wi des Gebers Bezeichnung Gegenſtand Zweckbeſtimmung, 
fende der bedachten und für welche 
Nr Name und Stand Wohnort | juriſtiſchen Wert der die Zuwendung 
5 Perſon Zuwendung erfolgt iſt 
1 2 3 4 5 6 
1 [Butting, Hermann, Croſſen a. O.] Stadtgemeinde 10000 Mark Zum Erwerb eines Grund⸗ 
Fabrikbeſitzer Croſſen a. O. ſtücks für das zu grün⸗ 
dende Knabenwaiſenhaus. 
2 Samſon, Guſtav, Berlin Stadtgemeinde 50000 Mark Zur Unterſtützung be⸗ 
Stadtrat a. D. Cottbus dürftiger Metſter, Ar⸗ 


3 Koswig, Max, Fabrik- Finſterwaldeſ Stadtgemeinde 


beiter und Arbeiterinnen 
der Coltbuſer Tuch⸗In⸗ 
duſtrie. 


20000 Mark Zu wohltätigen Zwecken. 


befiger, Kommerzienrat Finſterwalde 
4 Jäckel, Emilie, geborene | Spremberg Stadtgemeinde 10000 Mark Zur Unterhaltung einer 
Schwetaſch, Witwe, ver⸗ Spremberg Familiengrabſtätte und 
ſtorben Schaffung einer Freiſtelle 
Stadtgemeinde im ſtädtiſchen Altersheim. 
5 Schönfließ, Dr. Arthur Königsberg Landsberg a. W. Die im Grundhuche] Zur Errichtung eines 
Profeſſor t. Pr. von Landsberg a. W.] Stadtparkes. 
Zantocher Vorſtadt 
Berge Band XIII 


Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 
42. Nachtrag 
zu dem Tarife vom 11. Februar 1891 über die 
Erhebung des Brückengeldes für die fiskallſche 
Warthebrücke bei Cüſtrin. 
’ A. Es wird entrichtet: 
1. Von Kraftwagen zum Fortſchaffen von Perſonen 
a) mit Gummiradreifen und 
1. mit mehr als 4 Sitzplätzen 20 Pfg. 
2. mit 4 und weniger Sitzplätzen. 10 „ 
b) ohne Gummiradreifen 


Blatt Nr. 22 ver⸗ 
zeichneten Grundſtücke 
von 13 ha 98 ar 
98 qm Größe im 
Werte von 21.000 M. 
Der Regierungspräſident. von Valentini. 
1. mit mehr als 4 Sitzplätzen. 30 „ 
2. mit 4 und weniger Sitzplätzen. 15 „ 
Als Sitzplätze in dieſem Sinne 
werden nur die dauernd eingebauten 
feften Sitzgelegenheiten, einſchlteßlich 
des Sitzes für den Wagenführer 
angeſehen. 
J. Von Kraftwagen zum Fortſchaffen von Laſten 
a) mit Gummiradreifen und 
1. belab en . 20 Pfg. 
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2. unbeladen 10 Pfg. 
b) ohne Gummiradreifen und 
1115S 30 „ 
2. unbeladen eo 15%; 
8 Von unbeladenen Kraftwagen, 
welche landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebszwecken dienen, wird, wenn 
ſie mit Gummiradreifen verſehen 
ibn er BT, 


ſonſt 8 „ 
entrichtet. 

Als beladen ſind die unter II erwähnten 
Kraftwagen dann anzuſehen, wenn ſich auf ihnen 
außer den zur Krafterzeugung erforderlichen 
Stoffen und ihrem ſonſtigen Zubehör an anderen 
Gegenſtänden mehr als 100 kg befinden. 

B. Brückengeld wird nicht erhoben von Kraſtwagen, 
welche den Hofhaltungen des Königlichen und des 
Fürſtlich Hohenzollernſchen Hauſes, dem Preußi⸗ 
ſchen Staate oder dem Deutſchen Reiche gehören 
oder für deren Rechnung betrieben werden. 

0. Im übrigen finden die Befreiungen, ſowie bie 
zuſätzlichen Vorſchriften zu den Brückengeldtarifen 
auf den Verkehr mit Kraftwagen entſprechende 
Anwendung. 

D. Der unter dem 18. September 1905 erlaſſene 
Nachtrag zu dem Tarife vom 11. Februar 1890 
wird hiermit aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 3. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
Bekonntmachung des Megiernungs⸗ 
Pröſidenten zu Potsdam. 

43. Außer den in der Bekanntmachung vom 
27. November d. Js., Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Potsdam, Stück 48 Seite 493/494, 
vorgeſehenen Schiffahrtsſperren wird die Doppel⸗ 
fhleufe Wernsdorf wegen notwendig gewordener 
Inſtandſetzungsarbeiten vom 1. Janvar bis zum 
1. März 1907 für Schiffahrt und Flößerei geſperrt. 

Potsdam, den 31. Dezember 1906. 
Der Regierunaspräſident 
als Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen 
Bekauntmachung des Bezirks Ausſchuſſes 
zu Frankfurt a. O. 

44. Der Bezirksausſchuß wird — vorbehaltlich der 

Anberaumung außerordentlicher Sitzungen im Be⸗ 

darfsfalle — im Jahre 1907 an folgenden Tagen 

zuſammentreten: 
Mittwoch, den 23. 
A, 0 0 Januar. 
Mittwoch, „ 20. 
um, " 20 Februar. 
Mittwoch, „ f 8 
Donnerstag, „ 21. März. 
Mittwoch, „ 24. M 
Donnerstag, „ 25. April. 
Mittwoch, „ 15. Mai. 


Mittwoch, „ 19. 
Donnerstag, „ er Juni. 
Mittwoch, „ 17. Juli. 
Mittwoch, „ 18. 
Donnerstag, „ 19. September. 


Mittwoch, „ 23.) 

Donnerstag, „ 24. 

Donnerstag, „ 21. 

Freitag, 22. November. 

Mittwoch, „ 18. Dezember. 
Frankfurt a. O., den 7. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
Bekauntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Stettin. 

45. Am 16. Januar d. Is. wird der rechts der 
Bahnſtrecke Reppen— Stettin zwiſchen den Stationen 
Kohlow und Läſſig neuerrichtete Haltepunkt Gr.⸗Rade 
für den Perſonen⸗, Gepäck⸗ und Expreßgutverkehr 

eröffnet werden. 

Die Entfernungen betragen 

zwiſchen Kohlow und Gr.⸗Rade 4,04 km, 

1 Laͤſſig 77 77 n 3,70 I 
Stettin, den 6. Januar 1907. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
WMerſonal Nachrichten. 
46. Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben 
dem Direktor des Königlichen Schullehrer⸗Seminars 
in Königsberg Nm. Heidrich den Charakter als 
Schulrat zu verleihen geruht. - 
47. Infolge der zum 1. April 1907 ange⸗ 
ordneten Verſetzung des Regierungsrats Hientzſch 
von Guben nach Stettin iſt dem zu dem gleichen 
Zeitpunkte von Rummele bura in Pommern nach Guben 
verſetzten Regierungsrat Weber die Verwaltung 
der Spezialkommiſſion Guben übertragen worden. 
48. Es find ernannt worden zu Amtsvorſtehern: 
1. der Königliche Forßmeiſter Zoch zu Neuhaus 
für den Amtsbezirk 13 Oberförherei Neuhaus, Kreis 
Soldin, 2. der Rittergutspächter Georg Fiſcher zu 
Wulkow für den Amtsbezirk 19 Trebnitz, 3. der 
Königliche Domänenpächter Leutnant Walter Koppe 
zu Amt Kienitz für den Amtsbezirk 22 Kienitz, 
4. der Gutsverwalter Hartmann zu Golzow für 
den Amtsbezirk 26 Golzow zu 2. bis 4. im Kreiſe 
Lebus, 5. der Amtmann Manger zu Gr.⸗Teuplitz 
für den Amtsbezirk 13 Gr.⸗Teuplitz, Kreis Sorau, 
6. der Referendar a. D. Dr. von Bonin zu 
Grabow für den Amtsbezirk 25 Kemnath, 7. der 
Fürſiliche Oberförſter Echnieber zu Sternberg 
Waſſerhof für den Amtsbezirk 26 Grundhof zu 6. 
und 7. im Kreiſe Oſt⸗Sternberg. Zu Amtsvor⸗ 
ſteher⸗Stellvertretern: 1. der Amtsſekretär Alfred 
Fiſcher zu Loſſow für dem Amtsbezirk 2 Loſſow, 
2. der Königliche Förſter Auguſt Buhle zu Forſt⸗ 
haus Kaiſermühl für den Amtsbezirk 6 Müllroſe, 
3. der Rechnungsführer Johannes Neue zu Amt 
Kienitz für dem Amtsbezirk 22 Kienitz, zu 1. bis 3. 
im Kreiſe Lebus, 4. der Gemeindevorſteher Franz 
4 


Oktober. 
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Krüger zu Cammin für den Amtsbezirk Cammin, | Guſtav Wadehn zu Sorge für den Amtsbezirk 6 
5. der Rehnungsführer Friedrich Kleiſt zu Marien⸗ Sorge, 8. der Fürſtliche Förſter Hahn zu Cuners⸗ 
walde für den Amtsbezirk 19 Marienwalde, zu 4. dorf für den Amtsbezirk 16 Topper, zu 7. und 8. 
und 5. im Kreiſe Arnswalde, 6. der Inſpektor | im Kreiſe Croſſen, 9. der Bauerngutsbeſitzer Guhde 
Noack zu Repten für den Amtsbezirk 10, Vetſchau⸗ zu Woltersdorf für den Amtsbezirk 14 Butterfelde, 
Land, Kreis Calau, 7. der Wirtſchaftsinſpektor | Kreis Königsberg Nm. 

Vermiſchtes. 
49. Ueberſicht über den Zuſtand der Kriegsſchulden⸗Kaſſe des Markgraftums Niederlauſitz pro 1905. 

Einnahme. 

Die Rechnung pro 1905 bringt eine Einnahme von 49 865,11 Mk. 
welche ſich folgendermaßen zuſammenſetzt: 
A. Ein nahme über den Etat: 


1. Aus dem Rechnungsbeſtande des Vorjahres 400,59 Mk. 
2. An erhaltenen Vorſchüſſen zur Deckung der Ausgabe pro 1905 19 100,— „ 
B. Etats mäßige Einnahme: 
3. Zuſchuß aus Staatskaſſen zur Tilgung und Verzinſung der 
eee, arte Aa tr De Me 7360,98 „ 
4. Aus dem Ständiſchen Entſchädigungs⸗Fonds an Stelle der Krlegs⸗ 
eee , 1 
wle oben 4986511 „ 
Ausgabe. 
A. Ausgabe über den Etat: 
1. Reſtzinſen von den Kriegsſchulden 2 360,50 Mt. 


. Etatsmäßige Ausgabe: 
2. An kurrenten Zinſen von den Kriegsſchuldenn .. 9469,99 „ 
zuſammen 9830,49 „ 


Von der nachgewieſenen Einnahme von 49 865,11 Mk. 


die vorſtehende Ausgabe abgerechnet mti... 9830,49 „ 
ergibt einen Ueberſchuß won ü , 40.034,62 Mk. 
Zur Tilgung der Schulden find 1905 verwende. . 40000,.— 
Bleibt ein Barbeſtand von Wi ee : 34,62 Mk. 
Abſchluß. 
Am Schluſſe des Jahres 1904 verblieb ein Schuldenreſt von 291 250,.— Mk. 
Im Jahre 1905 ſind zur Deckung der gekündigten und zurück⸗ 
gezahlten Briefſchulden pp. an Vorſchüſſen neu aufgenommen worden 19 100,.— „ 
wodurch die Schuldſumme erhöht worden iſt auf Je l 310360,— Mt. 
Dagegen find im Jahre 1905 zurückgezahtt 40 000,.— „ 
ſodaß am Jahresſchluſſe 1905 verbleiben an Schuldns 270360, — Mt. 
Der Schuldenreſt betrug ult. 1994. 291 250,— Mk. 
1006 e eee 
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folglich ſind im Jahre 1905 getilgt „„ „ „ „ eee 
Nach dem Tilgungsplan ſollen getilgt werden . . . 19 751,15 Mk. 
Es ſind alſo mehr getilgt ie ee ee 1148,85 Mk. 
Dieſer Mehrbetrag bildet ſich folgendermaßen: 

Uebernommener Barbeſtand aus dem Jahre 190). 400,59 Mk. 

An Zinſen ſollen nach dem Tilgungsplan gezahlt werden . 10613,87 Mk. 

Es ſind aber nur gezahlt worden 9830,49 


Alſo ſind weniger gezahlt . 782,88 „ 
zuſammen 1183,47 Mf. 
Nach Abzug des verbleibenden Barbeſtandes von 34,62 „ 
ergibt ſich der oben angegebene gegen den Amortiſationsplan mehr 
getilgte Betrag von a aa rn 1148,85 Mk. 
Lübben, den 5. Februar 1906. Kriegsſchuldenkaſſe der Niederlauſitz. gez.: Kretzſchmar. 


Zur Beachtung! Nicht eingegangene Amts blattſtücke werden nur dann foſtenfrei 
nachgeliefert, wenn ihre Fehlmeldung ſofort bei der zuſtändigen Poſtbehörde 
erfolgt. Die Schriftleitung des Regierungs⸗Amtsblatts. 


Redigtert im Bureau der Könfgl. Regierung zu Frankfurt a. 0. 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. D. 


